Deutscher Bundestag 
2.'Wahlperiode 
1953 


Drudksache 1771 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Entschädigung ehe- 
maliger deutscher Kriegsgefangener (Kriegs- 
gefangenenentschädigungsgesetz) vom 30. Ja- 
nuar 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 5) in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung des 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes vom 
12. Juni 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 143) wird 
wie folgt geändert; 

1. In § 1 Nr. 2 wird das Wort „Viertreibung“ 
durch die Worte „Aussiedlung im Sinne 
des § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertriebe- 
nengesetzes vom 19. Mai 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 231), in der Fassung des 
Ersten Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Bundesvertriebenengesetzes vom 
3. August 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 231)“ 
ersetzt. 

2. Dem § 1 wird folgender Absatz 2 ange- 
fügt: 

„(2) Ohne Rücksicht auf den in Ab- 
satz 1 genannten Stichtag kann ein Be- 
rechtigter seinen Anspruch geltend machen, 
wenn er als Angehöriger des öffentlichen 
Dienstes oder im Aufträge eines im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes befindlichen 
wirtschaftlichen Unternehmens vor dejn 
Inkrafttreten des Gesetzes seinen ständi- 
gen Aufenthalt aus dem Geltungsbereich 
des Gesetzes in das Ausland verlegt hat.“ 


3. In § 4 Abs. 1 werden nach dem Wort 
„erfolgt“ die Worte „zu gleichen Teilen“ 
eingefügt. 

4. § 5 erhält folgende Fassung: 
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Der Anspruch auf Entschädigung Ist 
nicht übertragbar, kann jedoch verpfän- 
det werden. Stirbt der Kriegsgefangene 
oder ehemalige Kriegsgefangene oder Be- 
rechtigte nach dem 31. Dezember 1946, 
so erben den Anspruch auf Entschädigung 
sein Ehegatte, seine Kinder, seine Eltern 
oder Stiefeltern, wenn sie am Tage des In- 
krafttretens des Gesetzes im Geltungsbe- 
reich des Gesetzes ihren Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt gehabt haben oder 
nach diesem Zeitpunkt unter den Voraus- 
setzungen des § 1 Nr. 1 bis 4 im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes ihren Wohnsitz 
oder ständigen Aufenthalt gehabt haben 
oder nach diesem. Zeitpunkt unter den 
Voraussetzungen des § 1 Nr. 1 bis 4 Im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ständigen 
Aufenthalt nehmen.“ 

5. § 9 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für Personen, die nach dem 
31. Dezember 1946 aus ausländischem Ge- 
wahrsam entlassen worden sind oder wer- 
den und die bei unverschuldeter Verzöge- 
rung der Rückkehr nach dem Inkrafttre- 
ten des Gesetzes Aufenthalt im Geltungs- 
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bereich dieses Gesetzes genommen haben 
oder nehmen, beginnt die in Absatz 1 ge- 
nannte Frist mit dem Ersten des Monats, 
der dem Tage des Eintreffens im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes folgt, frühestens 
mit dem Tage des Inkrafttretens des Zwei- 
ten Gesetzes zur Änderung des Kriegs- 
gefangenenentschädigungsgesetzes.“ 

6. § 9 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Für die Erben eines verstorbenen 
Kriegsgefangenen oder ehemaligen Kriegs- 
gefangenen beginnt die Frist des Absat- 
zes 1 mit dem Tage des Zugehens der 
amtlichen Todesmeldung oder der Todes- 
erklärung, frühestens mit dem Inkrafttre- 
ten des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Kriegsgefangenenentschädigungsgeset- 
zes, Für die Erben eines Berechtigten, der 
innerhalb der Antragsfrist stirbt, ohne 
einen Antrag gestellt zu haben, beginnt 
die Frist des Absatzes 1 mit dem Todes- 
tage, frühestens mit dem Tage des Inkraft- 
tretens des Zweiten Gesetzes zur Ände- 
rung des Kriegsgefangenenentschädigungs- 
gesetzes.“ 

7. § 9 erhält folgende neue Absätze 4, 5 
und 6: 

„(4) Für Berechtigte nach § 1 Abs. 2 
und für Berechtigte, die im Geltungsbe- 
reich des Gesetzes ihren ständigen Aufent- 
halt haben und die deutsche Staatsange- 
hörigkeit nach dem Dritten Abschnitt 
des Gesetzes zur Regelung von Fragen der 
Staatsangehörigkeit vom 22. Februar 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 65) oder durch das 
Zweite Gesetz zur Regelung von Fragen 

der Staatsangehörigkeit vom 

(Bundesgesetzbl. IS ) erhalten kön- 

nen, beginnt die in Absatz 1 genannte 
Frist am Tage des Inkrafttretens des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes. 

(5) Ist ein Berechtigter an der Antrag- 
stellung durch Umstände verhindert wor- 
den, die außerhalb seines Willens lagen, 
so ist er noch binnen sechs Monaten nach 
Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Kriegsgefangenenentschädi- 
gungsgesetzes zur Antragstellung zuge- 
lassen. 

(6) Für Personen, die die Frist des 
Absatzes 1 nicht eingehalten haben, er- 
folgt die Feststellung der Ansprüche nach 


den §§ 3 und 5 auf Antrag, der binnen 
eines halben Jahres nach Inkrafttreten 
des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Kriegsgef angenenentschädigungsge- 
setzes gestellt werden muß.“ 

8. In § 15 Abs. 1 werden die Worte „vor 
den Dienststellen und Ausschüssen“ ge- 
strichen, 

9. In § 17 Abs. 2 erhält Satz 2 folgende Fas- 
sung: 

„Sie müssen eine Reditsmittelbelehrung 
enthalten.“ 

10. In § 18 Abs. 1 werden die Worte „kann 
der Antragsteller“ durch die Worte „kön- 
nen der Antragsteller und die Aufsichts- 
behörden“ ersetzt. 

11. In § 19 Abs. 1 werden nach den Worten 
„oder mehrerer Kreise“ die Worte „oder 
des Landes“ eingefügt. 

12. In § 22 werden die Worte „kann der An- 
tragsteller“ durch die Worte „können 
der Antragsteller und die Aufsichtsbehör- 
den“ ersetzt. 

13. In § 23 Abs. 1 werden die Worte „kann 
der Antragsteller“ durch die Worte „kön- 
nen der Antragsteller und die Aufsichts- 
behörden“ ersetzt. 

14. In § 28 wird der letzte Satzteil „und wenn 
und soweit die nach Abschnitt I gewährte 
oder zu gewährende Entschädigung zur 
Finanzierung des beabsichtigten Vorha- 
bens nicht ausreicht“ gestrichen. 

15. In § 30 Abs. 4 werden nach den Worten 
„der Mittel“ die Worte „zu Absatz 1“ 
eingefügt. 

16. In § 31 wird der zweite Satz gestrichen. 

17. In § 40 werden nach den Worten „der 
obersten Landesbehörde“ die Worte „oder 
einer von ihr zu bestimmenden Stelle“ 
eingefügt. 

18. In § 41 werden nach den Worten „die 
oberste Landesbehörde“ die Worte „oder 
eine von ihr zu bestimmende Stelle“ ein- 
gefügt. 
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19. In § 42 Abs. 1 werden die Worte „gemäß 
§ 13 des Gesetzes“ ersetzt durch „(§ 39)“. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
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im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Lande Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


Ollenhauer und Fraktion 
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